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Sehr geehrte Kolleginnen, 
sehr geehrte Kollegen,
mit Zufriedenheit können wir erneut feststellen, dass unsere Initia­
tiven und Bemühungen im politischen Raum abermals zu einem 
Erfolg im Interesse unserer Beschäftigten geführt haben. 

So wird sich der Niedersächsische Landtag im abschließenden Sep­
temberplenum mit einer Gesetzesänderung des Niedersächsischen 
Personalvertretungsgesetzes befassen, wonach im Ergebnis auch 
weiterhin die Möglichkeit der Durchführung und Beschlussfassung 
im Rahmen digitaler Personalratssitzungen ermöglicht werden soll. 

Die bisherigen Regelungen zur Durchführung digitaler Personal­
ratssitzungen waren zuletzt im Rahmen der Coronasonderverord­
nung eingeführt worden, welche jedoch zum 30. Juni dieses Jahr 
ausgelaufen ist. 

Eine flexible Verlängerung dieser Sonderverordnung war in Erman­
gelung der erforderlichen Rechtsgrundlagen nicht im direkten Ver­
ordnungsweg möglich, sodass nur durch eine Gesetzesänderung des 
NPersVG nunmehr wieder diese Möglichkeiten geschaffen werden 
können. 

Der NBB hat diese Änderung in den vergangenen Monaten wieder­
holt eingefordert und in zahlreichen Gesprächen die Notwendig­
keit unterstrichen. 

Anlass unserer Initiativen war zum einen der weiterhin wesentliche 
Schutz unserer Beschäftigten, insbesondere angesichts erneut 
deutlich ansteigender Coronazahlen. Gleichzeitig begrüßen wir die­
se Entwicklung der Möglichkeit zur Durchführung digitaler Perso­
nalratssitzungen als einen weiteren Baustein zu einer optimierten 
digitalen Verwaltung. 

Dabei ist es uns wichtig zu betonen, dass digitale Personalratssit­
zungen gleichzeitig die gewohnten Präsenzsitzungen auf keinen 
Fall ersetzen, allenfalls ergänzen sollen. Der direkte Austausch, die 
persönliche Diskussion zu schwierigen Themen sind und bleiben in 
präsenter Form die wesentliche Form der Personalratsarbeit. Die 
nunmehr – wieder – eingeführte Möglichkeit der digitalen Sitzung 
soll und kann die Arbeit der Gremien erleichtern und wird genau 
aus diesem Grunde durch uns unterstützt. 

Unabhängig davon ist auch derzeit nicht absehbar, in welcher In­
tensität sich die nächste Corona-welle in Niedersachsen entwickeln 
wird. Nunmehr zu einzelnen Fragen und Problemstellungen die ge­
setzlichen Möglichkeiten zu schaffen, bedeutet für den Fall einer 
erneuten Verschärfung der Situation, dass in diesem Falle nicht er­
neut im Verordnungswege reagiert werden muss. 

Wesentlicher Themenschwer­
punkt dieser Ausgabe sind zu­
dem die bevorstehenden Land­
tagswahlen in Niedersachsen 
und die Antworten der aktuellen 
Landtagsfraktionen zu den Fra­
gen des NBB hinsichtlich der Zu­
kunftsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes in Niedersachsen. Er­
wartungsgemäß sprechen sich 
alle Fraktionen übereinstim­
mend für eine weitere Optimie­
rung des öffentlichen Dienstes, 
eine finanzielle Besserstellung 
seiner Beschäftigten und das Vo­
ranbringen der dringend erfor­
derlichen Digitalisierung im öf­
fentlichen Dienst aus. 

Gleichzeitig sind in einzelnen Themenbereichen durchaus Unter­
schiede in der Herangehensweise zu erkennen – es wird abzuwar­
ten sein, wie die jeweiligen Fraktionen nach dem Tag der Landtags­
wahl sich tatsächlich den dringendsten Problemen des öffentlichen 
Dienstes annehmen werden.

Eine ganz wesentliche politische Diskussion in der kommenden Le­
gislaturperiode dürfte auf jeden Fall die Frage sein, wie sich eine zu­
künftige niedersächsische Landesregierung mit der Frage der Besol­
dung, aber auch der anschließenden Versorgung auseinandersetzt. 

Für den NBB haben wir in den vergangenen Wochen zum aktuellen 
Gesetzesentwurf wiederholt Stellung genommen und insbesonde­
re unsere nachhaltigen Bedenken in einzelnen Punkten deutlich ge­
macht. Unabhängig davon, dieses ist wichtig zu betonen, regelt der 
aktuell vorgelegte Gesetzesentwurf ausschließlich die zukünftige 
Besoldung – die offenen Fragen der Unteralimentation der vergan­
genen Jahre werden noch nicht einmal angesprochen. 

Die Höhe der Besoldung und gleichzeitig die Anerkennung, dass in 
den vergangenen Jahren in Niedersachsen deutlich unteralimen­
tiert wurde, werden die wesentlichen Aspekte zur Berufsattrakti­
vität und gleichzeitiger Qualitätssicherung und -optimierung sein. 
Hieran wird sich eine zukünftige Landesregierung messen lassen 
müssen.

Ihr/euer 
 

Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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Besuch auf der Straßenmeisterei Braunlage –  
Verband Deutscher Straßenwärter,  
Landesverband Niedersachsen/Bremen (VDStra.)
Bereits im Juni hat der 1. Landes­
vorsitzende des NBB, Alexander 
Zimbehl, die Straßenmeisterei 
Braunlage besucht und sich ei­
nen Eindruck von den Tätigkei­
ten eines Straßenwärters und 
dessen Aufgaben sowie der Or­
ganisation einer Straßenmeiste­
rei verschafft. Begleitet haben 
ihn der VDStra.-Landesvorsit­
zende Maik Pfeiffer und sein 
Stellvertreter Alexander Jakob.

Der Leiter der Straßenmeisterei, 
Herr Stolze, führte die Kollegen 
zur Einführung einmal über das 

Gehöft und stellte Geräte und 
Ausstattung der Straßenmeiste­
rei vor. Herr Stolze informierte 
über die Besonderheiten der 
höchst gelegenen Straßenmeis­
terei in Niedersachsen und hebt 
damit vor allem den Winter­
dienst und die geografischen 
Besonderheiten hervor. 

Herr Stolze und die Vertreter 
des VDStra. machten aber auch 
auf die Probleme aufmerksam, 

wie zum Beispiel den überalter­
ten Fuhrpark und hohe Repara­
turkosten, zudem werden Be­
schaffungen aufgrund der 

Komplexität von Ausschreibun­
gen, der zentralen Beschaffung 
und der zu geringen Haushalts­
mittel immer schwieriger und 
langwieriger.

Nach dem Rundgang mussten 
die Anwesenden feststellen, 
wie spontan eine Straßenmeis­
terei agieren und alle Pläne um­
stellen muss. Es stand nämlich 
Amtshilfe für die Polizei auf 
dem Plan und es musste für das 

Wochenende kurzfristig eine 
Kontrollstelle an der Bundes­
straße 27 für die Polizei einge­
richtet werden. 

Stolze berichtete darüber, dass 
dies stetiger Alltag einer Stra­
ßenmeisterei sei. Es komme 
mehrfach pro Woche vor, dass 
die Straßenmeisterei zu sponta­
nen Einsätzen ausfahren müsse 
und dabei alle ursprünglich ge­
planten Tätigkeiten hintenan­
stehen.

Bei der Fahrt zur Kontrollstelle 
wurden die Kollegen von Vitto­
rino Bagnardi über die Auf­
gaben des Streckenwartungs­
teams informiert. 

Der NBB-Landesvorsitzende 
Alexander Zimbehl war er­
staunt über die doch umfang­
reichen Kontrollaufgaben, die 
bei der Streckenkontrolle zu ver­
richten sind, und welch hohe 
Verantwortung die Kolleginnen 
und Kollegen bei ihrer Tätigkeit 
haben. 

Bagnardi machte auch auf Pro­
bleme aufmerksam, beispiel­
haft auf die Holzabfuhr im Harz, 
welche zu vielen Fahrbahn­
verschmutzungen führt, was 
wiederum eine Gefahr für ins­

besondere Motorradfahrer be­
deuten kann. 

Bei der Kontrollstelle ange­
kommen wurde die Verkehrs­
absicherung aufgebaut und 
eingerichtet, Verkehrszeichen 
aufgestellt, Verschwenkung 
aufgebaut und Leitbaken aufge­
stellt. Hier war auch der Einsatz 
von Alexander Zimbehl gefor­
dert, welcher beim Aufstellen 
der Verkehrszeichen tatkräftig 
unterstützte. 

Zum Abschluss gab es noch et­
was zur Stärkung und man 
schloss den Tag mit einem ge­
mütlichen Austausch ab. Ale­
xander Zimbehl bedankte sich 
für den Tag auf der Straßen­
meisterei und für den Einsatz al­
ler Kolleginnen und Kollegen!�
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Personalbedarf, Aufgabenkritik und konsequentes Handeln sind wesentliche 
Leitpfeiler für eine optimierte Sicherheitspolitik in Niedersachsen
Sicherheitspolitik in Niedersachsen
Im Rahmen einer Pressekonfe­
renz haben sich Anfang August 
der 1. Landesvorsitzende des 
NBB, Alexander Zimbehl, sowie 
Vertreter von DPolG, DSTG, BDZ, 
DJG und BTB zur geänderten Si­
cherheitspolitik in Niedersach­
sen insbesondere unter dem 
Fokus der zu Ende gehenden Le­
gislaturperiode geäußert. Sie 
zogen eine Bilanz der vergange­
nen fünf Jahre der Regierungs­
koalition und richten konkrete 
Forderungen an die niedersäch­
sische Landespolitik.

Die Sicherheitspolitik in Nie­
dersachsen hat sich in den ver­
gangenen Jahren insbesondere 
durch gesellschaftliche Ent­
wicklungen und einen erheb­
lichen Personalbedarf weiter 
nachhaltig verändert. Die dar­
aus resultierenden Belastun­
gen für die Beschäftigten se­
hen die Beteiligten mit großer 
Sorge.

Zunächst ging Alexander Zim­
behl auf die aktuelle Situation 
des öffentlichen Dienstes und 
insbesondere des Zustandes der 
Bereiche, in denen die Sicher­
heitsorganisationen tätig sind, 
ein. Dabei betonte er unter an­
derem die besonderen Heraus­
forderungen auch für den öf­
fentlichen Dienst, die sich 
gerade vor dem Hintergrund der 
kriegerischen Auseinanderset­
zungen in der Ukraine und den 
gesellschaftlichen Entwick­
lungen bedingt durch deutlich 
steigende Inflationsraten in 
Deutschland abzeichnen.

Sollten tatsächlich, wie vielfach 
befürchtet, gesellschaftliche 
Spannungen in Deutschland 
weiter zunehmen, werden es 
nach fester Überzeugung des 
NBB insbesondere die Sicher­
heitsorganisationen sein, auf die 
erneut besondere Belastungen 
und personelle Herausforderun­
gen zukommen. Angesichts ei­
ner bereits jetzt festzustellen­

den personellen Unterbesetzung 
und eines stetigen Aufgabenzu­
wachses sieht der NBB mit gro­
ßer Sorge auf die kommenden 
Monate. „In Krisenzeiten ist Kri­
senmanagement gefragt!“, so 
Alexander Zimbehl. „Für dieses 
Krisenmanagement müssen 
jetzt und ressortübergreifend 
die entscheidenden Schritte ge­
tan werden – nicht erst, wenn es 
zu spät ist!“

Oliver Mageney, Landesvorsit­
zender des Verbandes Nieder­
sächsischer Strafvollzugsbe­
diensteter (VNSB), kritisierte 
insbesondere die aktuelle Per­
sonalsituation, gleichzeitig aber 
auch den Investionsstau in den 
Haftanstalten.

Die ebenfalls schwierige Perso­
nalsituation in der niedersächsi­
schen Justiz unterstrich Sven 
Rohde, stellvertretender Lan­
desvorsitzender der Deutschen 
Justizgewerkschaft (DJG). „Die 
Situation bei den niedersächsi­
schen Justizbeschäftigten ist 
nach wie vor erschreckend!“

Patrick Seegers, Landesvorsitzen­
der der Deutschen Polizeigewerk­
schaft (DPolG), zeigte sich in sei­
nem Statement besorgt über die 
aktuellen gesamtgesellschaftli­
chen Entwicklungen. „Bedingt 
durch die zunehmende Verunsi­
cherung in der Bevölkerung und 
die gleichzeitig roher werdenden 
Umgangsformen im gesellschaft­
lichen Miteinander hat auch die 
Belastung für die niedersächsi­
sche Polizei spürbar zugenom­
men“, so Seegers. Er untermauer­
te den dringenden Bedarf für eine 
Optimierung des Schutzes der 
Einsatzkräfte und erneuert die 
Forderung der flächendeckenden 
Einführung eines Tasers.

Für den Bereich der Finanzämter 
für Fahndung und Strafsachen 
schildert Marianne Erdmann-
Serec, stellvertretende Landes­
vorsitzende der Deutschen Steu­
er-Gewerkschaft (DSTG), die 
problematische Allgemeinsitua­
tion. Vor allen Dingen die äu­
ßerst angespannte Personalsitu­
ation – es fehlen circa 13 Prozent 
des benötigten Personals – be­

reiten große Probleme. Dazu 
kommen Sicherheitsrisiken für 
die Beschäftigten durch man­
gelnde Abfragemöglichkeiten 
auf sämtliche Behördenregister.

Olaf Wietschorke, Bezirksvorsit­
zender Hannover für die Deut­
sche Zoll- und Finanzgewerk­
schaft (BDZ), erläuterte die 
besondere Problematik des ste­
tigen Aufgabenzuwachses für 
seinen Bereich. Dabei wies er da­
rauf hin, dass Investitionen in 
Personal, Digitalisierung und 
sachliche Ausstattung mehr als 
folgerichtig seien, denn ange­
sichts hoher Staatsdefizite sei es 
erforderlich, den Zoll und damit 
auch die Bundesfinanzverwal­
tung zu stärken, um Schmuggel 
und steuerliche Hinterziehungs­
versuche weiter einzudämmen.

Der Vorstand des BTB Nieder­
sachsen, Thomas Meyer, wies 
auf die zunehmende Aufgaben­
belastung der staatlichen Ge­
werbeaufsichtsämter in den ver­
gangenen Monaten im Rahmen 
der Coronapandemie hin. Ganz 
aktuell kommen aufgrund der 
Energiekrise erneut zusätzliche 
Aufgaben auf die Gewerbeauf­
sichtsämter zu. Im Rahmen der 
Energiewende/Energietransfor­
mation, zum Beispiel bei den er­
neuerbaren Energien, grünem 
Wasserstoff, der Energieunab­
hängigkeit von Russland oder  
E-Mobilität ist die Gewerbeauf­
sicht zuständig für die Geneh­
migungsverfahren bei solchen 
Anlagen. „Mit dem derzeitigen 
Personal wird dies im erforder­
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lichen Umfang nicht zu bewerk­
stelligen sein!“, so Meyer.

Zusammenfassend machte Ale­
xander Zimbehl für den NBB 
deutlich, dass nach wie vor die 
Personalproblematik die größte 
Herausforderung für die Sicher­
heitsgewerkschaften darstellt. 
Angesichts einer deutlich stei­
genden Inflation muss das Land 
Niedersachsen aus seiner Sicht 

und nach Bewertung durch alle 
Vertreterinnen und Vertreter 
der Sicherheitsgewerkschaften 
endlich nachhaltig handeln und 
Anreize für einen zukunftsfähig 
aufgestellten öffentlichen 
Dienst schaffen. Mit großer Sor­
ge sehen alle Beteiligten gleich­
zeitig die weiter zunehmenden 
verbalen und körperlichen An­
griffe auf Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des öffentlichen 

Dienstes. Die Entwicklungen, die 
bei der Polizei bereits seit Jahren 
festzustellen waren und immer 
wieder durch die Gewerkschaf­
ten thematisiert wurden, sind 
nunmehr auch in weiteren Be­
reichen von Sicherheitsorgani­
sationen deutlich spürbar. Die 
übereinstimmende Forderung 
aller beteiligten Gewerkschaf­
ten lautet daher, dass neben ei­
nem gesamtgesellschaftlichen 

Prozess die niedersächsische 
Justiz klare Vereinbarungen 
trifft. Wesentlich wäre dabei ins­
besondere das Bekenntnis, dass 
bei jeglichen Straftaten gegen 
Polizeivollzugsbeamte, andere 
Amtsträger und Rettungskräfte 
das öffentliche Interesse durch 
die Justizbehörden grundsätz­
lich bejaht wird und somit einer 
Verfahrenseinstellung entge­
gensteht.�

Wahlprüfsteine – Landtagswahl 2022 
Der NBB hat für die Landtagswahl 2022 ein Forderungspapier erstellt 
und dieses, zusammen mit daraus resultierenden Fragen, an die im 
Niedersächsischen Landtag vertretenen Fraktionen versandt. In die­
ser Ausgabe drucken wir auszugsweise die Antworten der Fraktionen 
ab; da diese teilweise sehr umfangreich sind, werden wir die ausführ­
lichen Antworten auf unserer Website (www.nbb.dbb.de) einstellen.

Frage 1: Nach Berechnungen 
des NBB benötigen wir kurzfris-
tig etwa 45.000 zusätzliche Be-
schäftigte, um das aktuelle Per-
sonaldelta auszugleichen und 
den öffentlichen Dienst in Nie-
dersachsen zukunftsfähig für 
die folgenden Jahrzehnte aus-
zustatten. Wie bewerten Sie 
diese aktuelle Situation und 
wie sehen Ihre eigenen Überle-
gungen aus, diese Problemlage 
zu lösen? 

Die SPD Niedersachsen setzt 
sich auch weiterhin für einen 
starken und handlungsfähigen 
Staat ein. Insbesondere wäh­
rend der Coronakrise hat sich 
gezeigt, dass sich die Menschen 
in unserem Land auf ihre öffent­
liche Verwaltung, auf das Ge­
sundheitswesen, die Polizei, die 
Katastrophenschutzbehörden, 
die Erzieherinnen und Erzieher 
und viele mehr verlassen kön­
nen. Wir wollen weiterhin einen 
starken öffentlichen Dienst in 
Niedersachsen, und zwar mit 
Tarifbeschäftigten und Berufs­
beamtentum. Für uns stellt der 
öffentliche Dienst einen ent­
scheidenden Standortfaktor 
dar, der maßgeblich zur Attrak­

tivität unseres Bundeslandes 
beiträgt. Krisen wie die COVID-
19-Pandemie oder die Auswir­
kungen des Ukraine-Krieges auf 
unsere Gesellschaft werden wir 
nur durch einen handlungs- und 
funktionsfähigen öffentlichen 
Sektor bewältigen können. Die 
Lehre für die Zukunft liegt für 
uns daher nicht wie bei anderen 
Parteien in der Ökonomisierung 
der öffentlichen Verwaltung, 
sondern in einer Stärkung und 
Immunisierung der öffentlichen 
Hand. 

Hierbei ist uns für eine zu­
kunftsfeste und moderne Lan­
desverwaltung die Gewinnung 
von Nachwuchskräften beson­
ders wichtig. Die durch das 
Innenministerium initiierte 
Kampagne „ARBEITGEBER NIE­
DERSACHSEN – SICHER!“ stärkt 
hierbei die Sichtbarkeit unserer 
Landesverwaltung gegenüber 
anderen Arbeitergeberinnen 
und Arbeitgeber. In den vergan­
genen Jahren haben wir die Ein­
stellungszahlen für Nachwuchs­
kräfte kontinuierlich erhöht. So 
wurde unter anderem der Stu­
diengang Verwaltungsinforma­
tik neu eingerichtet und über 
1.600 zusätzliche Stellen im Be­
reich der Polizei im Landeshaus­
halt implementiert. 

Bis zum Ende des Jahrzehntes 
werden rund 25 Prozent aller 
Landesbediensteten (circa 
51.000) altersbedingt ausschei­
den. Allein diese Zahl verdeut­
licht, im Wettbewerb um den 
immer kleiner werdenden Per­
sonenkreis potenzieller Nach­
wuchskräfte, die Bedeutung ei­
ner Attraktivitätssteigerung der 
öffentlichen Verwaltung. Als 
SPD werden wir weiterhin Maß­
nahmen im Einklang mit unse­
rer Haushaltslage ergreifen, um 
den öffentlichen Dienst in Nie­
dersachsen noch attraktiver zu 
halten. Neben finanziellen Anrei­
zen sind für uns eine gute Ausbil­
dung, kontinuierliche Weiterbil­
dungsangebote, attraktive und 
flexible Arbeitsplätze sowie be­
trieblicher Gesundheitsschutz 
und die Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf wichtige Faktoren. 
Beispielhaft lässt sich die Wei­
terentwicklung des Dienstun­
fallschutzes oder die perspekti­
vische Öffnung der gesetzlichen 
Krankenversicherung für Beam­
tinnen und Beamte in den nächs­
ten Jahren nennen.

Die aktuelle politische Lage in 
unserem Land ist bestimmt von 
Ereignissen, welche besondere 

Anforderungen an unsere Bür­
gerinnen und Bürger stellen. Die 
pandemische Ausbreitung des 
Coronavirus und die damit ein­
hergehenden Auswirkungen 
zeigen uns deutlich, dass sich 
die Ansprüche an Arbeit und so­
mit an den Arbeitsmarkt rapide 
verändert haben. Online-Sit­
zungen und Homeoffice-Lösun­
gen sind nur zwei Beispiele, wel­
che sich als feste Bestandteile in 
den Arbeitsalltag von vielen Ar­
beitnehmerinnen und Arbeit­
nehmern integriert haben. Um 
dem demografischen Wandel 
und somit dem Fachkräfteman­
gel entgegenzuwirken, muss die 
Verwaltung insgesamt deutlich 
anders aufgestellt werden als es 
bisher der Fall ist. Aus diesem 
Grund braucht es eine ehrliche 
Aufgabenkritik auf der einen 
Seite und andererseits klare poli­
tische Vorgaben für die „Nieder­
sächsische Verwaltung 2030“. 

Deshalb werden wir in der Lan­
desverwaltung die zentralen 
Handlungsfelder und Zukunfts­
aufgaben identifizieren und neu 
definieren, verbunden mit einer 
umfassenden Aufgaben- und 
Strukturkritik. Unser Ziel ist es, 
die Landesverwaltung so struk­
turell aufzustellen, dass trotz 
des herannahenden altersbe­
dingten Ausscheidens von circa 
30 Prozent der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im öffentlichen 
Dienst unsere Verwaltungen 
handlungsfähig bleiben. Des­
halb ist es unser Ziel, eine klare 
Zielorganisation für eine mo­
derne „Niedersächsische Ver­
waltung 2030“ zu erarbeiten 
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sowie eine umfassende Aufga­
benkritik mit dem Ziel durchzu­
führen, überflüssige Aufgaben 
abzuschaffen und die Erledi­
gung notwendiger Aufgaben 
mithilfe von moderner IT-Tech­
nik zu optimieren.

Auch der öffentliche Dienst 
bekommt den verbreiteten 
Fachkräftemangel zu spüren: 
sowohl im allgemeinen Verwal­
tungsdienst als auch bei Fach­
personal, beispielsweise techni­
schen Berufen. Dieser wird 
verstärkt durch das Ausschei­
den geburtenstarker Jahrgänge 
aus dem Verwaltungsdienst 
und eine oftmals verfehlte 
Sparpolitik vergangener Jahre. 
Gerade deshalb müssen wir die 
Landesverwaltung als attrakti­
ven Arbeitgeber stärken und 
auf vielfältigen Wegen um 
Nachwuchs werben. Dazu wol­
len wir die Werbebudgets für 
die Nachwuchsgewinnung er­
höhen und die Kooperation zwi­
schen dem Innenministerium 

und den Fachressorts der allge­
meinen Verwaltung ausbauen. 
Wir wollen zur besseren Perso­
nalgewinnung wieder mehr 
Beamtinnen und Beamte ausbil­
den und die Praxiszeiten wäh­
rend der Ausbildung stärken. 
Führungskräfte werden wir mit 
geeigneten Programmen an ihre 
Aufgabe heranführen, die beste­
henden Programme entwickeln 
wir dazu bedarfsgerecht weiter.

Das Laufbahnrecht werden wir 
reformieren, um insbesondere 
den Quereinstieg in den Ver­
waltungsdienst zu erleichtern. 
Unser Ziel ist es, verstärkt Men­
schen mit Migrationsgeschichte 
für den Verwaltungsdienst zu 
gewinnen. Deshalb wollen wir 
die spezifischen Kompetenzen, 
die Menschen mit Migrations­
geschichte erwerben, im Ein­
stellungsverfahren stärker be­
rücksichtigen. Bei der Polizei 
wollen wir zudem die starren 
Regeln, wer „diensttauglich für 
den Polizeidienst ist“, lockern. 
Geeignet sind nicht nur Perso­
nen, die sportlich sind und eine 
Mindestgröße erreichen, son­

dern eben auch Menschen, die 
mit Expert*innenwissen den 
Quereinstieg bei der Polizei an­
streben – beispielsweise im Be­
reich IT. So wirken wir dem 
Fachkräftemangel bei der Poli­
zei gezielt entgegen und stellen 
die Polizei diverser und inklusi­
ver auf!

Das hohe Leistungsniveau des 
öffentlichen Dienstes und die 
Qualität der Leistungen in Nie­
dersachsen müssen auch in Zu­
kunft gesichert werden. Dafür 
bedarf es insbesondere genü­
gend Personal. Umso alarmie­
render ist der zu erwartende 
Personalmangel in den kom­
menden zehn Jahren. Durch den 
demografischen Wandel wer­
den bis zu einem Drittel der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter im öffentlichen Dienst in 
den Ruhestand gehen. Leider ig­
noriert die aktuelle Landesre­
gierung diese Entwicklung kon­
sequent. Nach Ansicht der 
Freien Demokraten bedarf es 
schnellstmöglich einer Perso­

naloffensive. Dafür muss der öf­
fentliche Dienst in Niedersach­
sen in allen Bereichen wieder 
attraktiver werden. Insbeson­
dere bei den Arbeitsbedingun­
gen sowie der Besoldung/ 
Bezahlung. Derzeit ist Nieder­
sachsen in beiden Bereichen 
kaum konkurrenzfähig.

Frage 2: Wir stellen fest, dass 
konkurrierende Arbeitgeber 
durch bessere Angebote, Ar-
beitszeitmodelle und Perspek-
tivchancen zunehmend mit 
besseren Voraussetzungen den 
Wettbewerb um junge Men-
schen für sich entscheiden. Wie 
schätzen Sie diese Fragestellun-
gen ein und mit welchen Ent-
scheidungen sollte diesen Ent-
wicklungen begegnet werden? 

Der zunehmende demografi­
sche Wandel und die daraus re­
sultierende erhöhte Nachfrage 
an Fachkräften ist vor allem für 
die Verwaltung und den öffent­
lichen Dienst eine enorme Her­
ausforderung. Wir werden un­
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sere Landesverwaltungen und 
alle Gliederungen zu digitalen 
Verwaltungen ausbauen. Wir 
werden die Schwerfälligkeit von 
Verwaltungsprozessen und die 
Defizite staatlichen Handelns 
lösen und Barrieren zügig und 
konsequent abbauen. Hierzu 
werden wir die Infrastruktur der 
Verwaltungen ausbauen und 
die digitale Kompetenz in der 
Landesverwaltung weiter stär­
ken. Um den Wettbewerb um 
IT- und Fachleute zu gewinnen, 
werden wir unter anderem eine 
eigene Laufbahnverordnung für 
IT-Spezialisten und Techniker im 
niedersächsischen Beamten­
recht verankern, um für Fach­
kräfte im öffentlichen Dienst at­
traktiver zu werden. Wir werden 
die Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter der Verwaltung digital 
fortbilden, um die digitale Kom­
petenz innerhalb unserer Ver­
waltungen zu verfestigen. Die 
Coronapandemie hat uns ge­
zeigt, wie wichtig Flexibilität ist. 
Deshalb werden wir die Home­
office-Möglichkeiten weiter 
ausbauen und konsequent un­
terstützen, um als Arbeitgeber 

attraktiv zu bleiben und um auf 
die geänderten Bedürfnisse der 
Arbeitgeberinnen und Arbeitge­
ber zu reagieren.

Damit der öffentliche Dienst in 
Niedersachsen wieder attrakti­
ver und konkurrenzfähiger wird, 
bedarf es großer Anstrengun­
gen. In erster Linie müssen die 
Arbeitsbedingungen deutlich 
verbessert werden. Die Gebäu­
de, in denen die Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter arbeiten, 
und die Sachmittelausstattung, 
die teilweise zur Verfügung 
steht beziehungsweise nicht zur 
Verfügung steht, sind schlicht­
weg nicht akzeptabel und ha­
ben mit Wertschätzung nichts 
mehr zu tun. In dieser Legis­
laturperiode hat sich der Sanie­
rungsstau allein bei den Poli­
zeigebäuden auf rund 225 
Millionen Euro fast verdoppelt. 
Die Ratten, die durch einzelne 
Dienststellen laufen, und die 
wegfaulenden Fenster dürften 
inzwischen jedem bekannt sein. 
Die Freien Demokraten werden 
dieser Verweigerungshaltung 
der aktuellen Landesregierung 
nicht tatenlos zusehen. Wir set­
zen uns dafür ein, in den nächs­
ten Jahren Kapital in Höhe von 
10 Milliarden Euro zu mobilisie­
ren, um den Investitionsstau bei 
den Landesliegenschaften ab­
zubauen. Wir schlagen mehrere 
Säulen vor, um dem Investiti­
onsstau endlich effizient, zielge­
richtet und nachhaltig zu be­
gegnen. Im Gegensatz zu SPD 
und Grünen verzichten wir da­
bei auf Modelle, die mit Staats­
schulden finanziert werden.

Aber auch bei der Ausstattung 
muss dringend gehandelt wer­
den. Die Coronapandemie hat 
gezeigt, dass der öffentliche 
Dienst in Sachen digitale Aus­
stattung, wie Laptops, große 
Lücken aufweist. Es müssen un­
ter anderem dringend die Vor­
aussetzungen geschaffen wer­
den, dass jeder Mitarbeiter, 
dessen Stelle das hergibt, im 
Homeoffice arbeiten kann, 
wenn er dies möchte. Darüber 
hinaus setzen wir uns dafür ein, 

dass die Bedeutung der Anzahl 
der Dienstjahre für die Bezah­
lung von Beschäftigten der Ver­
waltung zugunsten leistungs­
bezogener Elemente abgesenkt 
wird. So sollen durch eine aus­
differenzierte Vergütungs­
struktur mehr Aufstiegschan­
cen geschaffen werden. Auch 
projektbezogene Mehr- und 
Sonderarbeit und Zuschläge für 
besondere Aufgaben sollten 
verstärkt genutzt werden. Die 
Arbeitszeiten im öffentlichen 
Dienst sollten ebenfalls mehr 
Flexibilität zulassen und Auszei­
ten zur Weiterbildung verstärkt 
ermöglicht werden.

Motivierte Beamt*innen und Ta­
rifbeschäftigte des Landes sind 
ein wichtiger Faktor für eine 
gute Übersetzung der Landes­
politik in die Fläche Niedersach­

sens. Es ist unser Ziel, gute Be­
dingungen für das Personal zu 
schaffen, etwa bei Aufstiegs- 
und Weiterbildungsmöglich­
keiten, der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie der 
gleichberechtigten Personalent­
wicklung auch unter Gender- 
und Diversity-Aspekten. Mit die­
ser Zielrichtung wollen wir die 
Personalstruktur des Landes 
und die Verfahren überprüfen. 
Auf der Grundlage einer ge­
schlechtersensiblen Personal­
entwicklungsstrategie fördern 
wir gezielt Frauen in Führungs­
positionen – insbesondere dort, 
wo sie weiterhin unterrepräsen­
tiert sind. Moderne Instrumente 
der Arbeitszeitgestaltung von 
Arbeitszeitkonten über Jobsha­
ring bis hin zu Sabbaticals wol­
len wir verstärkt ermöglichen 
und die Rahmenbedingungen 
für Telearbeit und mobiles Ar­
beiten verbessern. Hierbei ha­
ben wir stets auch die Verein­
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barkeit von Familie und Beruf als 
wesentliches Ziel im Blick. In der 
Qualifizierung und Fortbildung 
von Verwaltungsmitarbeiter*in­
nen und vor allem Führungs­
kräften stärken wir moderne 
Schlüsselkompetenzen wie Gen­
der- und Diversity-Kompetenz. 
Die Entsendung niedersächsi­
scher Expert*innen in die Insti­
tutionen der EU sowie interna­
tionale Organisationen werden 
wir stärken. Wir setzen auf eine 
Poolbildung nach dem Vorbild 
anderer Bundesländer, um die 
Ressorts zu entlasten.

Wir brauchen einen starken öf­
fentlichen Dienst, damit die 
Menschen auch in Zukunft auf 
eine starke behördliche Struktur 
und moderne Verwaltungen in 
Niedersachsen vertrauen kön­
nen. „Gute Arbeit“ ist uns im öf­
fentlichen Dienst besonders 
wichtig. Dazu gehören weitere 
attraktivitätssteigernde Ele­
mente, um insbesondere Inge­
nieurinnen und Ingenieure im 
technischen Landesdienst zu 
halten oder sie zurückzugewin­
nen. Die eigene Fachkräfteaus­
bildung werden wir weiter stär­
ken, insbesondere im Bereich IT 
für die Verwaltung; wir werden 
die Fort- und Weiterbildungs­
angebote für Beamte und An­
gestellte ausbauen, um so auch 
noch bessere Aufstiegsmöglich­
keiten zu schaffen. Durch eine 
Investitionsoffensive werden 
wir zukunftsfähige Arbeitsplät­
ze und ein modernes Arbeits­
umfeld schaffen. Hierzu sind er­
hebliche Investitionen in die 
landeseigenen Gebäude erfor­
derlich. Um dies zu realisieren, 
benötigen wir eine moderne 
Liegenschaftsverwaltung, da­
mit die erforderlichen Investi­
tionen zügig realisiert werden 
können. Im Bereich der Polizei 
wollen wir unter anderem ein 
eigenes 300 Millionen starkes 
Investitionsprogramm zur Sa­
nierung von Liegenschaften auf 
den Weg bringen. 

Das Personalvertretungsrecht 
werden wir modernisieren und 

sinnvolle, im Rahmen der Pan­
demielage eingeführte Verein­
fachungen beibehalten und 
ausbauen. Mobile Arbeit und 
Homeoffice haben durch die 
Coronakrise einen deutlichen 
Schub erfahren. Wir werden uns 
weiterhin für flexiblere und fa­
milienfreundliche Arbeitsmo­
delle in der öffentlichen Verwal­
tung einsetzen. Wir werden 
Fahrradleasing und Jobtickets 
für unsere Beschäftigten im öf­
fentlichen Dienst ermöglichen. 
Damit soll der Umstieg vom 
Pkw auf das Fahrrad oder die öf­
fentlichen Verkehrsmittel für 
den Weg zur Arbeit noch attrak­
tiver gemacht werden. 

Wir stehen auch in der nächsten 
Legislaturperiode für eine gute 
Bezahlung im öffentlichen 
Dienst und werden dessen At­
traktivität weiter hervorheben 
und steigern. Dabei ist uns eine 
vertrauensvolle Zusammen­
arbeit mit den Personalver­
tretungen des Landes und den 
Gewerkschaften sehr wichtig. 
Eine zukunftsweisende und at­
traktive Verwaltung zeichnet 
sich auch durch gute Weiterbil­
dungsangebote aus. Wir wer­
den uns daher für einen Rechts­
anspruch auf Bildungszeit von 
jährlich bis zu fünf Tagen für 
Beamte, analog ihren Kollegen 
im Tarifbereich, einsetzen.

Frage 3: Wie schätzen Sie die 
Möglichkeiten zur Umsetzung 
einer verfassungsgemäßen Ali-
mentation der Beamtenbesol
dung ein? Wie wollen Sie zukünf
tig die Vorgaben des Bundes- 
verfassungsgerichts zur verfas-
sungsgemäßen Alimentation in 
Niedersachsen umsetzen?

Die Nähe von Besoldung und 
Versorgung zur Unteralimentie­
rung ist problematisch. Die Kri­
terien des Bundesverfassungs­
gerichts müssen in jedem Fall 
eingehalten werden. Wir wollen 
die Besoldungsstrukturen über­
prüfen und streben an, auch im 
Vergleich mit anderen Bundes­
ländern den Beamt*innen und 

Tarifbeschäftigten eine attrakti­
ve und angemessene Vergütung 
zu bieten. Gerade bei techni­
schen Schlüsselberufen steht 
die Verwaltung in scharfer Kon­
kurrenz zu Privatunternehmen 
und vor großen Herausforderun­
gen, im Vergleich attraktive Be­
dingungen bieten zu können. 
Gemeinsam mit den Kommu­
nen suchen wir im Dialog mit 
den Gewerkschaften nach Lö­
sungen für die konkurrenzfähige 
Vergütung insbesondere techni­
scher Berufe und prüfen Mög­
lichkeiten für die Schaffung bes­
serer Aufstiegsmöglichkeiten.

Die SPD-Fraktion im Nieder­
sächsischen Landtag setzt sich 
aktuell mit dem sogenannt Nie­
dersächsischen Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungsge­
setz 2022 (Drs. 18/11499) einer 
Erhöhung der Besoldung ausei­
nander. (...)

Aber was Ihre Frage konkret be­
antwortet, ist die Umsetzung 
des Gesetzes zur amtsangemes­
senen Alimentation, das eben­
falls im September-Plenum ver­
abschiedet werden soll. Hier hat 
Niedersachsen im Vorgriff auf 
die Ausgestaltung des landes­
spezifischen Urteils des Bundes­
verfassungsgerichts bereits ei­
nen Entwurf vorgelegt. Das 
Gesetz sieht die seit Jahren er­
wartete Anhebung der Alimen­
tation der Beamtinnen und 
Beamten auf ein angemessenes 
und verfassungsgemäßes Maß 
vor. Dies betrifft zum einen die 
Vorgaben zum erforderlichen 
Mindestabstand der Besoldung 
zum Grundsicherungsniveau 
und zum anderen die Alimenta­
tion von Beamtenfamilien mit 
Kindern. (...)

Die Freien Demokraten setzen 
sich seit Jahren für eine gestaf­
felte, lineare Besoldungserhö­
hung ein. Bereits im Jahr 2018 
haben wir beantragt, die Besol­
dung auf diese Art und Weise 
um 720  Euro im Jahr zu erhö­

hen. Dies wurde leider durch die 
Große Koalition abgelehnt. Der 
vor vier Jahren vorgeschlagene 
Betrag müsste nun selbstver­
ständlich noch mal überprüft 
und angepasst werden.

Mit der stufenweisen Besol­
dungsanhebung würde der öf­
fentliche Dienst als Arbeitgeber 
attraktiver, flexibler und mo­
derner. Gleichzeitig würde da­
durch die Konkurrenzfähigkeit 
des öffentlichen Dienstes bei 
der Nachwuchsgewinnung ge­
stärkt. Im Vergleich zu den an­
deren Bundesländern könnte so 
ein weiteres Abrutschen in der 
Besoldungstabelle verhindert 
und eine verfassungsgemäße 
Alimentation sichergestellt 
werden.

Das BVerfG hat in der Fortent­
wicklung seiner bisherigen 
Rechtsprechung zur Amtsange­
messenheit der Alimentation 
unter anderem die Vorgaben für 
die zwingende Einhaltung eines 
Mindestabstandes zur sozialen 
Grundsicherung und zur Ge­
währleistung einer ausreichen­
den Alimentation von allein ver­
dienenden Beamtinnen und 
Beamten mit Familie bei zwei 
und mehr Kindern geschärft.

Im Mai 2022 hat die Landes­
regierung den Entwurf eines 
Niedersächsischen Gesetzes 
zur amtsangemessenen Ali­
mentation beschlossen und 
eine Verbandsanhörung einge­
leitet. Mit dem Gesetzentwurf 
werden besoldungsrechtliche 
Anpassungen der Regelungen 
des Landes Niedersachsen vor­
genommen, um den Vorgaben 
des BVerfG zu genügen. Dabei 
setzt der Vorschlag auf eine 
Kombination verschiedener fi­
nanzieller Komponenten, die 
Fehlbeträge ausgleichen und 
gleichzeitig übermäßig hohe 
kinderbezogene Familienzu­
schläge vermeiden sollen. (...)

Die Beantwortung der Frage 4 
sowie teilweise ergänzende 
Ausführungen finden Sie auf 
unserer Website. �
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